
»Für viele ist die EU bloß ein Instrument, das
den Interessen der Mitgliedsstaaten dient.
Folgt man jedoch Kosmopolitanern oder
Föderalisten, dann ist die genuin europäische
Vision eine andere. Es ist die Idee eines
besseren Europas: Die Vision eines euro-
päischen bonum commune, eines humanitä-
ren, vereinigten und demokratischen Europas.
Die europäische Integration war verbunden
mit dem Versprechen von Frieden und Demo-
kratie; dem Versprechen, die europäische
Demokratie vor Diktatur und Krieg, Krise und
Elend zu schützen. Dieser Vision wohnte das
Versprechen inne, dass ein Transfer von Macht
mit einer weiteren Demokratisierung einher-
gehen würde.«
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Die Europäische Union befindet sich aktuell in der größten Krise seit
ihrer Gründung. Angesichts dessen ist es von besonderer Wichtig-
keit, die normativen Grundlagen und Perspektiven dieser transnatio-
nalen politischen Organisation (erneut) zu bestimmen. Erik O. Erik-
sen unternimmt in seinem Buch eine kritische Rekonstruktion
derjenigen Prinzipien, die dem europäischen Integrationsprozess bis-
her zugrunde lagen. Dabei ermöglicht der von ihm gewählte pragma-
tistische Ansatz eine neue dynamische Perspektive auf diesen Pro-
zess. Diese Perspektive greift nicht mehr auf die klassischen starren
Kategorien etwa der Souveränität oder der politischen Selbstbestim-
mung zurück, sondern begreift die sukzessive Herausbildung der Eu-
ropäischen Union als reflexive Integration.

In einer tour de force zeigt Eriksen, in welcher Weise Prinzipien
der Demokratie, Deliberation, Gerechtigkeit, des Rechtsstaats sowie
der Solidarität in einem normativen Gefüge zueinander stehen, das
den Integrationsprozess weiter antreibt. Zugleich weist er auf die Ge-
fahr hin, dass sich im Zuge der Eurokrise zwischen den EU-Mitglied-
staaten eine dauerhafte Willkürherrschaft herausbildet, in der die
wirtschaftlich starken den schwächeren Staaten weitreichende Um-
strukturierungsmaßnahmen aufzwingen. Es ist die Stärke des Bu-
ches, aufzeigen zu können, wo tatsächlich die normativen Ressourcen
der europäischen Integration liegen, die gegen eine solche Rückkehr
zur einer individualstaatlichen Interessenspolitik in Stellung ge-
bracht werden können.

Der Autor:

Erik Oddvar Eriksen ist Professor für Politikwissenschaften und Lei-
ter des ARENA Zentrums für Europäische Studien an der Universität
Oslo (Norwegen). Er gehört zu den bedeutendsten Denkern der eu-
ropäischen Integration, was sich in einer Reihe von international
stark rezipierten Publikationen ausdrückt.
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Vorwort

»Die Europäische Union ist die wichtigste und erfolg-
reichste institutionelle Neuerung seit der Entstehung
des demokratischen Wohlfahrtsstaats.« (Müller 2013:
401)

Die europäische Integration ist ein unvollendeter Prozess und die Eu-
ropäische Union ein offenes Vorhaben. Immer noch besteht die Frage,
ob es einen dritten Weg zwischen einem Intergouvernementalismus
und dem Aufbau supranationaler staatlicher Strukturen geben kann.

Seit den frühen 1990er Jahren jedoch tritt solch eine Alternative
zunehmend zu Tage. Nun hat dieser dritte Weg einer nicht-staatli-
chen Föderation tiefreichende historische Wurzeln in Europa. Schon
seit der Französischen Revolution haben Nationalstaaten nicht als
abgeschlossene geographische Entitäten isoliert existiert, sondern ha-
ben stets miteinander interagiert und einander immer wieder auch
nachteilig beeinflusst. Mit der Zeit haben so Interdependenz und ein
gegenseitiger Austausch zugenommen. Diese Entwicklung wird nun
durch die EU stark beschleunigt, da ihre Institutionen Mechanismen
bieten, die ihre Mitgliedsstaaten darin bestärken, die Auswirkungen
von Entscheidungen auf andere Länder zu berücksichtigen. Zudem
hat sie ihre Mitgliedsländer auch insgesamt einer supranationalen
Kontrolle unterworfen.

Von einem kosmopolitanen Gesichtspunkt aus betrachtet besteht
die Notwendigkeit eines mehrstufigen Herrschaftssystems, in dem
überstaatliche Behörden das Verhalten auf den niedrigeren Ebenen
überwachen und sicherstellen, dass dort die Kriterien von Nicht-
beherrschung und Demokratie eingehalten werden. Dies wirft nun
die Frage auf, ob der Integrationsprozess die Idee einer kosmopolita-
nen Bürgerschaft in die Realität umsetzen wird. Nun verfolgt die EU
eine moderne, von der Nation getrennte Konzeption von Regierung:
In ihr ist das Gemeinwesen nicht durch präpolitische Grenzen oder
Machtverhältnisse vorbestimmt. Damit sind die europäischen Bürger
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nicht länger ausschließlich Bürger eines Nationalstaats, sondern auch
der EU und der internationalen Gemeinschaft.

In diesem Buch verfolge ich die Idee, dass das normative Fun-
dament der EU mit den veränderten Parametern der Machtpolitik
verknüpft ist, wodurch die staatliche Souveränität an die Achtung
der Demokratie und der Menschenrechte gekoppelt worden ist. Die
Europäische Gemeinschaft ist zu einem selbstständigen Gemeinwe-
sen geworden, in dem der Demokratie der Status eines Verfassungs-
grundsatzes zukommt. Sie wurde durch Willen und Stärke der euro-
päischen Akteure realisiert und wird für die absehbare Zukunft den
europäischen Handlungsraum prägen. Aber wie war dieser Schach-
zug, der die Integration bewirkte, überhaupt möglich, und was ist sein
Kernanliegen? Um die Normativität des europäischen Projekts an-
gemessen analysieren zu können, werde ich den Integrationsprozess
aus einer bestimmten theoretischen Perspektive rekonstruieren. Das
Kernelement des von mir verfolgten pragmatischen Ansatzes findet
sich dabei in der Kraft von Gründen, wie sie bei der Lösung von Pro-
blemen und Konflikten in Rechtsordnungen wirkt. Dieser Ansatz be-
ruht also, um problematische Situationen angemessen erfassen zu
können, auf dem reflexiven Gebrauch von Wissen. Ergänzt wird er
dabei durch das Einbeziehen etwaiger Pfadabhängigkeiten, die hel-
fen, umstrittene politische Maßnahmen und Linien gewissermaßen
zu verankern oder ›einrasten zu lassen‹ und die die Mitgliedsstaaten
fest in ein System der Kooperation einbinden. In dem vorliegenden
Buch identifiziere ich dabei die zentralen Gründe als Imperative – als
normative Muss-Vorstellungen [engl. musts] – der europäischen In-
tegration. Hierdurch versuche ich, die der EU zugrundeliegende
Struktur herauszuarbeiten, was es dann wiederum ermöglicht, ihre
Beständigkeit besser zu verstehen – zu verstehen, was sie, inmitten
der Krisen, Konflikte und Enttäuschungen, die wir tagtäglich be-
obachten, am Laufen hält.
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1. Die Muss-Vorstellungen der
europäischen Integration

»Ziel der Union ist es, den Frieden, ihre Werte und das
Wohlergehen ihrer Völker zu fördern.« (Vertrag von
Lissabon, Artikel 3.1)2

Die Europäische Union (EU)3 ist beispiellos. Sie hat keinen Vorläufer
und kann als Großexperiment verstanden werden, um nach binden-
den konstitutionellen Prinzipien und institutionellen Arrangements
zu suchen, die jenseits einer fest im Nationalstaat verwurzelten Form
politischer Herrschaft liegen. Sie zeugt davon, dass eine historische
Aussöhnung zwischen den europäischen Staaten stattgefunden hat
und Lernprozesse institutionalisiert wurden. Der ›Naturzustand‹
zwischen den Staaten ist in Europa domestiziert worden. Feindselig-
keit und ein harter Wettbewerb wurden durch eine friedliche Koope-
ration ersetzt. Vor diesem Hintergrund betrachtet, sind die aktuellen
Klagen über die EU einigermaßen verwirrend.

Woher kommt solch eineWut über die Finanzkrise der Eurozone,
wenn doch trotz der offenkundig begrenzten Ressourcen und Macht-
instrumente der EU so viel erreicht wurde?4 Warum stehen Intellek-
tuelle wie Jürgen Habermas, Amartya Sen, Ulrich Beck, Salman
Rushdie, Julia Kristeva, Anthony Giddens und George Soros der der-
zeitigen Entwicklung so kritisch gegenüber? Den politischen Führern
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2 Der Vertrag von Lissabon trat am 1. Dezember 2009 in Kraft. Siehe Vertrag von
Lissabon, Amtsblatt der Europäischen Union, 2007/C 306/01. Siehe auch die konsoli-
dierten Fassungen des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union, Amtsblatt der Europäischen Union, 2012/C
326.
3 Die heutige Europäische Union nahm ihren Anfang 1958 als Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft und wurde durch den 1993 in Kraft getretenen Vertrag von
Maastricht (formell: Vertrag über die Europäische Union, EUV) in ›Europäische Uni-
on‹ umbenannt. Der Einfachheit halber verwende ich den Ausdruck ›EU‹, um die
gesamte Periode zu beschreiben.
4 2012 wurde der EU sogar der Friedensnobelpreis verliehen.



Europas werden Inkompetenz und untaugliche Maßnahmen vor-
geworfen. In ihrem Ringen mit den globalen Finanzmärkten wird
die EU kritisiert, sie sei in eineMachtpolitik alten Stils zurückgefallen
und diktiere den Schuldnerländern, den zahlungsunfähigen Mitglie-
dern der Eurozone, einfach ihre Bedingungen. Den Kritikern zufolge
herrscht eine sklavische Ergebenheit hinsichtlich ökonomischer Lö-
sungsansätze – der Diktate der Finanzmärkte und dem Mantra des
Neoliberalismus –, bei der den politischen und sozialen Auswirkun-
gen keinerlei Aufmerksamkeit gewidmet wird. Dieses, so wird be-
hauptet, ende in einem auf intergouvernementalen Strukturen fuß-
enden postdemokratischen Exekutivföderalismus (Habermas 2011a;
vgl. 2013).

Aber auch elder statesmen wie Helmut Kohl, Helmut Schmidt,
Jacques Delors, Giscard d’Estaing sowie der ehemalige deutsche Au-
ßenminister Joschka Fischer, das Mitglied des Europäischen Par-
laments Daniel Cohn-Bendit und ehemalige Ministerpräsidenten
wie Guy Verhofstadt beklagen die derzeitige Lage und sind wütend
über die täglich getroffenen Maßnahmen.5 Sie warnen vor der Rück-
kehr von Protektionismus, Nationalismus und selbst militärischen
Konflikten. Ihnen zufolge wird die europäische Idee verraten; es gebe
keine Vision, keinen nach vorne weisenden Vorschlag – nur ein von
ökonomischen Kalkülen diktiertes technokratisches Regieren. Die Vi-
sion der deutschen Kanzlerin Angela Merkel bestehe schlicht in Kri-
senmanagement und Schadensbegrenzung. Das gesamte Integra-
tionsprojekt werde aufs Spiel gesetzt. Der akuten Krise der Eurozone
sei mit einer ›Mauer aus Worten‹ und der finanzpolitischen Überein-
kunft, die Haushaltsvorschriften zu verschärfen, begegnet worden,
und dies stelle eine Politik dar, die schließlich in Austerität und sozia-
lem Elend enden müsse.6 Über lange Zeit sei zugelassen worden, dass

12

Die Muss-Vorstellungen der europäischen Integration

5 »Für eine engere politische Union«, Brief von Jürgen Habermas und 18 weiteren
Personen, Die Zeit online, 23. Juni 2011, http://www.zeit.de/wirtschaft/2011-06/
offener-brief-griechenland-europa.
6 Siehe auch »Solidarity: For Sale?«, Europe in Dialogue 2012/01, Bertelsmann Stif-
tung, http://www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xbcr/SID-FCCFDD00-4C93DF6F
/bst/xcms_bst_dms_35357_35358_2.pdf; »What does German Think about Europe?«,
herausgegeben von Ulrike Guérot und Jacqueline Hénard, European Council on For-
eign Relations, Juni 2011, http://ecfr.eu/content/entry/what_does_germany_think_
about_europe.



sich die Schuldenkrise der Staaten entfaltet; aufgrund bornierter Po-
litiker herrsche nun Unsicherheit, Stillstand und Lähmung.7

Warum diese Wut, warum solch harte Worte?8 Warum die vielen
desillusionierten Erwartungen der EU gegenüber? Schließlich sind
doch die Kompetenzen der EU in sozialen und ökonomischen Be-
langen verschwindend gering. Die EU hat keine Kompetenz in fiska-
lischen Belangen; sie kann keine Ressourcen umverteilen, Staats-
anleihen ausgeben, kein Geld drucken und hat keine souveräne
Steuerbasis. Die Europäische Zentralbank (EZB) kann auch nicht als
Notfall-Kreditgeber auftreten. All dies gehört zu dem Kompetenz-
bereich der Mitgliedsstaaten. Zudem weist der Binnenmarkt ein
strukturelles Ungleichgewicht auf. Eine Währungsunion ohne eine
Fiskalunion lässt sich nicht aufrechterhalten. Gegenwärtig fehlen je-
doch auf der europäischen Ebene der benötigteWille und die Ressour-
cen für eine gemeinsame Finanzpolitik, die redistributive Maßnah-
men einschließt. Es existiert keine echte politische Einheit. Dies alles
ist wohlbekannt und resultiert aus der mangelnden Bereitschaft der
Mitgliedsstaaten, der Union weitere (Macht-)Kompetenzen und Res-
sourcen zu übertragen. So wird ein gemeinschaftliches Handeln
durch die Politik der europäischen Staaten behindert (Scharpf 2010).

Zudem stellt sich die Frage, warum nun die EU denunziert wird,
wenn doch die Europäische Währungsunion (EWWU) während der
Hochzeit des auf die Liberalisierung des Arbeitsmarktes, Privatisie-
rung sowie den Abbau von Subventionen ausgerichteten neoliberalen
Zeitgeists geschaffen wurde?9 Seit es in den späten 1970er Jahren
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7 Siehe den von Frank Bsirske et al. initiierten Aufruf »Europa neu begründen!«, den
35 Personen aus Wissenschaft, Gewerkschaften und Politik (u. a. auch Habermas)
unterschrieben haben, http://www.europa-neu-begruenden.de/archiv/pdf/2012/
europa_neu_begruenden.pdf.
8 UmHabermas zu zitieren: »Die politischen Eliten haben ja gar kein Interesse daran,
der Bevölkerung zu erklären, dass in Straßburg wichtige Entscheidungen getroffen
werden, die fürchten doch nur den eigenen Machtverlust«. »Ich beschimpfe die poli-
tischen Parteien. Unsere Politiker sind längst unfähig, überhaupt etwas anderes zu
wollen, als das nächste Mal gewählt zu werden, überhaupt irgendwelche Inhalte zu
haben, irgendwelche Überzeugungen.« Siehe »Jürgen Habermas, der letzte Europä-
er«, Der Spiegel 47/2011. Siehe ebenfalls ›Wir sind Europa! Manifest zur Neugrün-
dung Europas von unten‹, initiiert von Ulrich Beck und Daniel Cohn-Bendit, http://
manifest-europa.eu/allgemein/wir-sind-europa?lang=en. Vgl. Beck 2012.
9 Schon vor Beginn der Krise enthielt die Währungsunion wohl viele Lücken, Inkon-
sistenzen und Asymmetrien (Verdun 2000). Siehe hierzu auch Streeck 2011, Vogl
2010, des Weiteren Crouch 2008; vgl. Lord 2012; Streeck 2013, Majone 2013.



durch Ronald Reagan und Margaret Thatcher eingeführt wurde, be-
steht ein neoliberales Wirtschaftsregime, das darauf abzielt, staatliche
Eingriffe in die Wirtschaft weitgehend abzuschaffen. Die nachfrage-
orientierten Keynesianischen Programme wurden durch die ange-
botsorientierten monetaristischen Programme der Chicagoer Schule
ersetzt. Das EuropäischeWährungssystem wurde geschaffen, um den
destabilisierenden Auswirkungen des Zusammenbruchs der Bretton
Woods-Ordnung,10 als das System fester Wechselkurse inmitten der
ersten tiefen Nachkriegsrezession zerfiel, begegnen zu können. In
dem neu etablierten System wirkte eine Regulierung weitestgehend
negativ; sie bestand in der Beseitigung von Schranken für einen ef-
fektiven Binnenmarkt (Scharpf 1999). Allerdings verlieh schon der
Vertrag von Rom (1957) den fundamentalen Marktfreiheiten und
dem Wettbewerbsrecht eine größere Bedeutung. In den Augen vieler
hatte die EU vor allem den Zweck, einen ungehinderten Wettbewerb
durchzusetzen und die Wettbewerbsbedingungen anzugleichen: die
freie Zirkulation von Gütern und Arbeit. Dabei soll der einzelne Mit-
gliedsstaat für die sozio-ökonomischen Ziele sowie die gesellschaftli-
che Wohlfahrt sorgen. Die EU hat nahezu keine positiven Befugnisse,
um eine erneute Regulierung und Umverteilung auf der europäi-
schen Ebene sicherzustellen. Preisstabilität, nicht Umverteilung ist
in der EU Verfassungsnorm. Dabei ist die EU nicht bloß ein Instru-
ment, um politisch mit der wirtschaftlichen Globalisierung Schritt zu
halten (vgl. Habermas 1998), vielmehr hat sie angesichts des struktu-
rellen Neoliberalismus’ in ihrem Aufbau selbst zu dieser beigetragen.
Die Europäische Währungsunion wurde nicht mit den erforderlichen
finanzpolitischen Möglichkeiten ausgestattet, um Krisen zu hand-
haben, Schulden ›umzulegen‹ undWachstum zu stimulieren. Warum
wird also der EU in so scharfen Worten Untätigkeit und Verantwor-
tung für die sozio-ökonomischen Verheerungen vorgeworfen?

Ein Teil der Antwort findet sich in der Tatsache, dass die struktu-
relle Schwäche der EWWU etliche Staaten ihres Rechts auf demokra-
tische Selbstbestimmung beraubt hat. Es gibt folglich einen direkten
und leicht nachvollziehbaren Hintergrund für die Kritik an der Art
und Weise, wie die Krise der Eurozone angepackt wurde. Obwohl
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10 Das Abkommen von Bretton Woods basierte auf dem Konsens, dass eine Kontrolle
der Kapitalmärkte sinnvoll sei, um einen Schutz von inländischen Strategien, die
durch den freien Kapitalverkehr über Grenzen hinweg gefährdet waren, zu gewähr-
leisten (Rodrik 2011: 93).


